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Zehnter Abschnitt 
Falsche Anschuldigung

§ 164 §228

(1) Wer einen anderen bei einer Behörde oder 
einem zur Entgegennahme von Anzeigen zuständigen 
Beamten oder militärischen Vorgesetzten oder öffent­
lich wider besseres Wissen einer strafbaren Handlung

oder der Verletzung einer Amts- oder Dienstpflicht 
in der Absicht verdächtigt, ein behördliches Verfah­
ren oder andere behördliche Maßnahmen gegen ihn 
herbeizuführen oder fortdauernd zu lassen.

Falsche Anschuldigung 
Wer gegenüber einem staatlichen Organ wider bes­

seres Wissen einen anderen der Begehung einer Straf­
tat beschuldigt,

wird wegen falscher Anschuldigung mit Freiheits­
strafe von einem Monat bis zu fünf Jahren bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer in gleicher Absicht 
bei einer der in Absatz 1 bezeichneten Stellen oder 
öffentlich über einen anderen wider besseres Wissen 
eine sonstige Behauptung tatsächlicher Art aufstellt, 
die geeignet ist, ein behördliches Verfahren oder an­
dere behördliche Maßnahmen gegen ihn herbeizufüh­
ren oder fortdauern zu lassen.

(3) Solange ein infolge der gemachten Anzeige ein­
geleitetes Verfahren anhängig ist, soll mit dem Ver­
fahren und mit der Entscheidung über die falsche An­
schuldigung innegehalten werden.

wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Verurteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder mit 
öffentlichem Tadel bestraft.

§ 165
(1) Wird wegen falscher Anschuldigung auf Strafe 

erkannt, so ist zugleich dem Verletzten die Befugnis 
zuzusprechen, die Verurteilung auf Kosten des Schul­
digen öffentlich bekanntzumachen. Die Art der Be­
kanntmachung sowie die Frist zu derselben ist in 
dem Urteil zu bestimmen.

(2) Dem Verletzten ist auf Kosten des Schuldigen 
eine Ausfertigung des Urteils zu erteilen.

§§ 233, 234 
(bei §§ 257 ff. StGB West) 

§§ 235—237 
(bei §§ 122 ff. StGB West) 

§§ 240—242 
(bei §§ 267 ff. StGB West) 

§ 243
(bei § 343 StGB West) 

§244
(bei §§ 336, 344—346 StGB West)


